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Verhinderte Fachkräfte
Wie soziale Ausschlussmechanismen die 
Arbeitsmarktintegration von Fachkräften aus 
Nicht-EU-Ländern systematisch verhindern
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EINLEITUNG

Der Fachkräftemangel ist allgegenwärtig und branchen-
übergreifend. Während die Wirtschaft nach Fachkräften 
ruft, versucht die Bundesregierung mit dem reformierten 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz auch Menschen aus Nicht-
EU-Ländern für den deutschen Arbeitsmarkt zu gewinnen. 

Fakt ist aber auch, dass über die vergangenen Jahre ein 
starker Anstieg bei den Helfertätigkeiten zu verzeichnen 
ist. Dieser geht nahezu ausschließlich auf die Beschäfti-
gung von Personen mit ausländischem Pass zurück (Sei-
bert et al. 2023: 7). Neben den Beschäftigten aus den östli-
chen EU-Staaten hat auch der Anteil Beschäftigter aus 
Asylherkunftsländern im Helferbereich stark zugenommen 
(Seibert et al. 2023: 7).

Dabei hat ein beachtlicher Anteil der Asylsuchenden, 
die Zugang zum Arbeitsmarkt anstreben, in ihren Her-
kunftsländern einen akademischen Abschluss erworben. 
Im Bereich der beruflichen Bildung gaben 2022 22,5 Pro-
zent der Frauen und 17,1 Prozent der Männer, die einen 
Asylantrag stellten, einen akademischen Abschluss an 

(vgl. Heß 2023: 17). Daten der IAB-BAMF-SOEP-Befra-
gung, die die Arbeitsmarktintegration von Personen, die 
zwischen 2013 bis 2016 nach Deutschland geflüchtet sind, 
auswertet, weisen ebenfalls einen Anteil von 17,4 Prozent 
an Universitäts- und Hochschulabsolventen_innen unter 
den Befragten aus (vgl. Kosyakova: 2020: 11). Auf Grund-
lage dieses Datensatzes lässt sich nachvollziehen, dass rund 
20 Prozent der Befragten vor ihrer Flucht nach Deutsch-
land hochkomplexe Spezialisten- und Expertentätigkeiten 
ausführten, für die ein Studium vorausgesetzt werden kann 
(Brücker et al. 2023: 12). Sieben Jahre nach Zuzug arbeiten 
45 Prozent der Männer und 57 Prozent der Frauen mit 
Fluchtgeschichte unterhalb ihres Tätigkeitsniveaus vor ih-
rer Flucht nach Deutschland (Brücker et al. 2023: Tabellen-
band, Tab. 8).

Was sind die Gründe für diese Diskrepanz? Warum  
werden Fachkräfte aus Drittstatten so häufig nicht ausbil-
dungsadäquat beschäftigt? Es ist mittlerweile vielfach wis-
senschaftlich belegt, dass insbesondere die Gruppe ge-
flüchteter Frauen nur schwer einen (guten) Einstieg in den 
Arbeitsmarkt findet (vgl. Fendel/Schreyer 2021). Doch 
greift die Ursachenanalyse bisher meist zu kurz und struk-
tureller und institutioneller Rassismus werden im Kontext 
von Arbeitsmarktintegration viel zu wenig thematisiert. 
Dabei gibt es immer mehr valide Studien wie den Jahres-
bericht der Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung 
„Gleiche Rechte für alle*“ (2022), die zeigen, dass rassifi-
zierte Menschen – Menschen also, die aufgrund äußerer 
Merkmale Stereotypisierung und implizite Hierarchisie-
rung erfahren – nicht nur im Alltag, sondern auch auf dem 
Arbeitsmarkt und in öffentlichen Strukturen Rassismus 
 erfahren. 

Ebenso belegt eine Untersuchung zur Abwanderung 
ausländischer Fachkräfte: „Zwei von drei hochqualifizier-
ten Fachkräften aus außereuropäischen Herkunftsländern 
hatten in Deutschland rassistische Diskriminierungserfah-
rungen gemacht, die Hälfte davon in Behörden und ein 
Drittel im Arbeitsleben“ (Boockmann et al. 2022: 11). 

AUF EINEN BLICK
In der Diskussion zur Fachkräftesicherung werden 
die Potenziale hoch qualifizierter Arbeitskräfte 
aus Drittstaaten, die bereits in Deutschland leben, 
kaum wahrgenommen. Oft landen sie aufgrund 
rechtlicher, behördlicher und gesellschaftlicher 
Mehrfachdiskriminierung in prekären Arbeitsver-
hältnissen. Eine Sichtbarmachung der strukturel-
len Hürden ist Voraussetzung für ihren Abbau. 
Dieser ist notwendig, damit individuelle Potenzia-
le der Betroffenen verwirklicht und gesellschaft-
liche Fachkräftebedarfe verbessert abgedeckt 
werden können.
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Will man also die Potenziale eingewanderter oder ge-
flüchteter Personen für die Fachkräftebedarfe am deut-
schen Arbeitsmarkt nutzen, ist es höchste Zeit, den Blick 
auf die strukturellen Hürden zu richten. Die Frage des 
Fachkräftebedarfs darf nicht länger nur aus der verengten 
Perspektive der Arbeitsmarktforschung, sondern sollte ins-
besondere auch aus der breiteren Perspektive der Sozial-
forschung beleuchtet werden.

In diesem Sinne illustrieren die drei folgenden Fallbei-
spiele die Ausschlussmechanismen exemplarisch. Sie basie-
ren auf den Erfahrungen, die die Autorin1 als Bildungsbe-
raterin für geflüchtete Frauen ab August 2018 bis August 
2023 in 2.032 Beratungsgesprächen (davon 1.149 als Erst-
konsultationen) gewonnen hat. In diesem Beitrag wird der 
Fokus auf Personen gelegt, die in ihrem Herkunftsland ein 
Studium absolviert haben und mit dem Ziel in die Bera-
tung kommen, eine qualifikationsadäquate Beschäftigung 
zu finden. Es handelt sich also um Personen, denen laut 
Analysen zur Arbeitsmarktintegration als Flüchtlingen mit 
„guten Qualifikationen ein schnellerer Einstieg in den Ar-
beitsmarkt“ zugesichert wird (vgl. Heß 2021: 11). Gelingt 
dieser rasche Einstieg dann nicht, so wird dies von Arbeit-
geberseite häufig auf nicht ausreichende Deutschsprach-
kenntnisse zurückgeführt (Büschel et al. 2018), auch wenn 
die formalen Voraussetzungen (B2-Niveau nach dem Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrahmen) vorliegen. 

Die hier beschriebenen Fälle aus der Praxis wurden über 
mehrere Jahre im Rahmen der Beratung begleitet und die 
jeweiligen berufsbiografischen Übergänge protokolliert. In 
der Analyse konnten drei strukturelle Barrieren identifi-
ziert werden, die die Handlungsfähigkeit der beratenen 
Frauen auf dem Weg in eine ausbildungsadäquate Erwerbs-
arbeit beeinträchtigen. Die Ratsuchenden machten auf ver-
schiedenen Ebenen Ausschlusserfahrungen, benötigten 
Ausdauer, mussten Rückschläge und Enttäuschungen verar-
beiten. Aus ihrer Perspektive waren die Auseinandersetzun-
gen mit den strukturellen Barrieren ein Kampf, nämlich:

1. Der Kampf um einen gesicherten Aufenthaltsstatus.

2. Der Kampf um die Anerkennung der im Herkunftsland er-
worbenen Qualifikationen.

3. Der Kampf gegen Diskriminierung von muslimischen 
Frauen mit Kopftuch auf dem Arbeitsmarkt.

Die Fallbeispiele machen die enge Verflechtung von struk-
tureller und institutionalisierter Diskriminierung zwischen 
Ethnizität, Herkunft, Geschlecht, Religion und Klasse beim 
Zugang zum Arbeitsmarkt deutlich.

FALLBEISPIEL 1: KAMPF UM EINEN 
 GESICHERTEN AUFENTHALTSSTATUS

Frau H. musste 2017 mit ihrem Mann den Iran verlassen 
und flüchtete nach Deutschland. Sie hatte in Teheran ihr 
Masterstudium in Umweltplanung und Management er-
folgreich abgeschlossen und anschließend fünf Jahre in ei-

nem Unternehmen gearbeitet. Ihr Abschluss wurde auch in 
Deutschland von der Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen in Bonn (ZAB) auf Masterebene als gleichwer-
tig ausgewertet. Bei ausländischen Hochschulabschlüssen, 
die zu einem nicht-reglementierten Beruf hinführen, z. B. 
Mathematiker_innen oder Ökonom_innen, wird keine An-
erkennung benötigt. Dennoch kann eine Bewertung des 
ausländischen Berufsabschlusses es Arbeitgeber_innen so-
wie Unternehmen erleichtern, eine Einschätzung der aus-
ländischen Qualifikation vorzunehmen (vgl. Förderpro-
gramm „Integration durch Qualifizierung“ 2018). 2020 
wurde der Asylantrag von Frau H. und ihrem Mann zum 
zweiten Mal abgelehnt, und sie bekamen eine Duldung 
nach §60a des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG). Das bedeu-
tet eine vorübergehende Aussetzung der Abschiebung von 
ausreisepflichtigen Personen. Diese wird erteilt, wenn der 
Asylantrag zweimal abgelehnt wird. Frau H. kam 2020 in 
die Bildungsberatung und berichtete, dass ihr Ziel, eine 
qualifikationsadäquate Beschäftigung zu finden, durch die 
Erteilung dieser Duldung zerstört wurde. Eigentlich hatte 
sie nach Abschluss ihres B2-Deutschkurses eine Beratung 
für eine qualifikationsadäquate Beschäftigung geplant, 
stattdessen nahm ihr der Anwalt alle Hoffnungen und 
schlug ihr als einzigen realistischen Weg vor, so schnell wie 
möglich eine Ausbildung zu finden, um die für die Ausbil-
dungszeit in §60c AufenthG (Ausbildungsduldung) zugesi-
cherte Duldung zugesprochen zu bekommen. So musste 
Frau H., die alle Voraussetzungen erfüllte, um hier als 
hoch qualifizierte Fachkraft zu arbeiten, mit 35 Jahren eine 
dreijährige schulische Ausbildung zur umwelttechnischen 
Assistentin nachgehen. Im Sommer 2023 absolvierte 
Frau H. ihre Ausbildung als Jahrgangsbeste. Anschließend 
musste sie eine Beschäftigung in ihrem erlernten Beruf als 
umwelttechnische Assistentin finden, um eine Aufenthalts-
erlaubnis nach §19d Abs. 1a AufenthG zu erhalten. In drei 
von vier Bewerbungsgesprächen wurde Frau H. die Frage 
gestellt, ob es ihr nicht schwerfallen würde, als Masterab-
solventin die Aufgaben einer Assistentenstelle zu bewälti-
gen. Zum anderen äußerten die Arbeitgeber_innen Beden-
ken wegen ihres Duldungsstatus und verlangten, dass sie 
das Dokument der Aufenthaltserlaubnis vorzeigte. Bei der 
vierten Firma klappte es, weil sie dort während der Ausbil-
dung ein Praktikum gemacht hatte und ein gewisses Ver-
trauen vorhanden war. Trotzdem wird Frau H. aufgrund 
ihres Aufenthaltsstatus noch weitere Jahre als umwelttech-
nische Assistentin mit knapp 16 Euro brutto pro Stunde 
entlohnt. 

Frau H. steht exemplarisch für alle gut qualifizierten 
und motivierten Menschen, deren vorhandene Qualifikati-
on ignoriert und deren hohe Motivation nicht wertge-
schätzt wird. Stattdessen werden diese Menschen aufgrund 
der unsicheren Bleibeperspektive in eine erneute Qualifi-
zierung und in einen Assistenzberuf unterhalb ihres Quali-
fikationsniveaus gedrängt. 
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FALLBEISPIEL 2: KAMPF UM DIE 
 ANERKENNUNG DER IM HERKUNFTSLAND 
ERWORBENEN QUALIFIKATIONEN

Auch Frau M. musste 2016 mit ihrem Mann den Iran ver-
lassen und nach Deutschland fliehen. Frau M. hatte im 
Iran Zahnmedizin studiert und für drei Jahre in Teheran 
ihre eigene Praxis geführt. Ihr Asylverfahren dauerte über 
vier Jahre und in dieser Zeit versuchte Frau M., ihren in 
Deutschland als reglementiert geltenden Beruf als Zahn-
ärztin anerkennen zu lassen. Reglementierte Berufe umfas-
sen alle beruflichen Tätigkeiten, deren Zugang oder Aus-
übung an rechtliche Bestimmungen gebunden sind. Die 
Führung der Berufsbezeichnung ist somit bestimmten Per-
sonen vorbehalten. Hierzu zählen vor allem Medizinberu-
fe, Rechtsberufe, das Lehramt an staatlichen Schulen sowie 
manche Berufe im öffentlichen Dienst (vgl. Bundesagentur 
für Arbeit 2023). Dafür stellte sie einen Antrag auf die Er-
teilung der Approbation als Zahnärztin beim Landesamt 
für Gesundheit und Soziales (LAGeSo) in Berlin. Einige 
Monate später bekam sie eine Eingangsbestätigung, in der 
sie unter anderem aufgefordert wurde, eine „schriftliche 
Einverständniserklärung zur Teilnahme an einer Kenntnis-
prüfung für Zahnärzte“ einzureichen. Eine Begründung 
ließ sich aus Punkt 9 des Schreibens ableiten: „Da im Iran 
nicht die Originale der Ausbildungsunterlagen legalisiert 
werden, sondern nur die im Iran gefertigten Übersetzun-
gen, kann nicht überprüft werden, ob die Ausbildungsun-
terlagen echt sind. Deshalb ist für die Erteilung der Appro-
bation als Zahnärztin wie in allen anderen Vergleichsfällen 
auch die Teilnahme an der Kenntnisprüfung2 für Zahn-
ärzte vorgesehen.“ 3

Auf die Nachfrage von Frau M., welche Stelle für die 
 Legalisierung der Unterlagen zuständig wäre, bezog sich 
das LAGeSo auf die Verfahrensgrundsätze zur Durchfüh-
rung von Kenntnisprüfung: „Wenn die Gleichwertigkeit 
des Ausbildungsstandes nicht gegeben oder nur mit unan-
gemessenem zeitlichem oder sachlichem Aufwand feststell-
bar ist, so ist der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse 
und Fähigkeiten durch das Ablegen einer Prüfung zu er-
bringen, die sich auf den Inhalt der staatlichen Abschluss-
prüfung bezieht (Kenntnisprüfung)“ (Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Berlin 2020). Diese offen formulier-
ten Sätze weisen auf die Ermessensspielräume hin, die das 
Verfahren der zuständigen Person einräumt. Zudem wird 
deutlich, wie unter den gegebenen Bedingungen der Zu-
gang zu einer Gleichwertigkeitsprüfung verwehrt werden 
kann. Dazu kam: Frau M. hatte zum damaligen Zeitpunkt 
aufgrund ihres Status als Asylsuchende keinen Anspruch 
nach SGB III auf Förderung des Vorbereitungskurses für 
die Kenntnisprüfung.

FALLBEISPIEL 3: KAMPF GEGEN 
 DISKRIMINIERUNG AUF DEM ARBEITS-
MARKT AUFGRUND DES KOPFTUCHS

Neben unsicheren Bleibeperspektiven und unsichtbaren 
Hürden im Anerkennungsverfahren für gut qualifizierte 

Fachkräfte gibt es, wie der Fall von Frau L. exemplarisch 
zeigt, auch Diskriminierung aufgrund des Kopftuchs. 
Frau L. floh 2015 mit ihrem Mann aus Syrien nach 
Deutschland. Sie konnte im Gegensatz zu Frau H. auf so-
zialstruktureller Ebene von dem im Oktober 2015 verab-
schiedeten Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz „profitie-
ren“ und innerhalb von drei Wochen einen subsidiären 
Schutz bekommen. Syrische Schutzsuchende fielen zu dem 
Zeitpunkt bei der deutlichen Trennung von Personen mit 
und Personen ohne Bleibeperspektive durch das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) unter die 
Gruppe mit „guter Bleibeperspektive“. Darüber hinaus er-
hielt Frau L. im Gegensatz zu Frau M. (Zahnärztin) von 
der Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) 
in Bonn eine Zeugnisbewertung ihres Bachelorabschlusses 
in Wirtschaftswissenschaften. Darin wurde ihr Abschluss 
einem deutschen Bachelor gleichgestellt. Da ihr Abschluss 
zu den nicht-reglementierten Berufen gehört, reichte die-
ser Nachweis aus, um sich nach dem Erwerb von Deutsch-
kenntnissen auf dem Niveau B2 um eine entsprechende 
Stelle zu bewerben. Frau L. spricht noch weitere vier Spra-
chen wie Arabisch, Kurdisch, Türkisch und Englisch und 
wollte im Dienstleistungsbereich arbeiten. Frau L. erzählt, 
dass sie sich über einen Zeitraum von zwei Jahren auf Stel-
len im Finanz- und Bankenbereich beworben habe. Sie be-
richtet, dass der Filialleiter einer Bank ihr im Vorstellungs-
gespräch zu verstehen gab, dass ihr Kopftuch als Gefahr 
für die Kund_innen wahrgenommen werden könnte. So 
habe er ihr gegenüber formuliert: „Die Kunden sind uns 
wichtig und sie denken, dass unter ihrem Kopftuch viel-
leicht eine Bombe versteckt ist.“ Auch einige Jahre später 
fällt es ihr schwer, darüber zu reden, ohne zu weinen: „Ich 
habe nicht gewusst, dass es so schwer ist, mit Kopftuch ei-
nen guten Job zu bekommen. Ich frage mich, sehe ich so 
gefährlich aus? Anders okay, verstehe ich, aber warum ge-
fährlich?“ Dennoch ließ sich Frau L. nicht von ihrem Ziel 
abbringen und versuchte, sich auf andere Stellen zu bewer-
ben. „Zu 25 Prozent wurde ich eingeladen und zu 75 Pro-
zent bekam ich keine Antwort“, sagt Frau L. Im Jahre 2022 
änderte sie dann ihre Vorgehensweise, und sie nahm einen 
prekären Job im Einzel handel an. Sie beschreibt, dass sie 
dort alles machen muss: Kassieren, Regale einräumen und 
nebenbei noch etwas Büroarbeit. Sie ist, was die schlechte 
Bezahlung mit knapp 14 Euro pro Stunde und ihr Aufga-
bengebiet betrifft, sehr unzufrieden und meint, für die Ar-
beit an der Kasse bräuchte man „vielleicht einen Kassen-
schein, aber ich habe einen Bachelor-Abschluss“. Ihre Ent-
scheidung, im Bereich für Helfer- und Anlerntätigkeiten 
zu arbeiten, beruhte darauf, dass sie ihren subsidiären 
Schutzstatus überwinden und eine Niederlassungserlaub-
nis erhalten wollte. Dazu muss sie nachweisen können, 
dass sie ihren Lebensunterhalt selbst bestreitet. 

Am Beispiel von Frau L. als praktizierender muslimi-
scher Frau, die ein Kopftuch trägt, lässt sich der gesell-
schaftliche Prozess des rassistischen Othering aufzeigen, in 
dem die Kategorien Geschlecht und Religion eine zentrale 
Rolle spielen. Diese Ausgrenzungsmechanismen, die durch 
Diskurse, Praktiken und Strukturen ein „Wir“ und „die 
Anderen“ konstruieren, sind so wirkmächtig, dass trotz ei-
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nes Bachelorabschlusses in Wirtschaftswissenschaften, der 
Beherrschung von fünf Sprachen und dem Bedarf an Fach-
kräften der Zugang zu einer qualifikationsadäquaten Be-
schäftigung verwehrt bleibt.

UNSICHTBARE HÜRDEN BEI DER 
 ANERKENNUNGSPRAXIS: BEISPIEL  
ÄRZT_INNEN AUS DRITTSTAATEN 

Mit dem „Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit 
von Berufsqualifikationen“ (BQFG) wurde Personen aus 
dem Ausland ab April 2012 erstmalig und übergreifend in 
der Geschichte des deutschen Ausländerrechts ein Rechts-
anspruch unter anderem unabhängig von Staatsangehörig-
keit und Aufenthaltsstatus auf ein Verfahren zur Gleich-
wertigkeitsprüfung ihrer Qualifikation eingeräumt. Dies 
führte auch zur Reformierung existierender Berufsgesetze, 
wie der Bundesärzteordnung und der Approbationsord-
nung für Ärzte. So wurde bis 2012 die Beantragung einer 
Approbation für zugewanderte Ärzt_innen an die deutsche 
Staatsbürgerschaft gekoppelt. Spätaussiedler_innen bzw. 
Staatsangehörigen eines anderen EU/EWR-Staats (BAMF 
2011: 25) waren deutschen Staatsbürger_innen rechtlich 
gleichgestellt. Diese Regelung geht auf den Erlass der 
Reichsärzteordnung vom 13.12.1935 zurück, der zur Ertei-
lung einer „Bestallung“ die deutsche Staatsangehörigkeit 
als erforderliche Voraussetzung erklärte (vgl. Güntert et al. 
2003: 9). Konsequenz dieser Regelung ist, dass – obwohl 
die Bundesärzteordnung mehrmals novelliert wurde – 
Ärzt_innen aus Drittstaaten bis 2012 die Approbation auf-
grund ihrer Staatsangehörigkeit verwehrt blieb. Interessant 
ist, dass Drittstaatsangehörigen mit ausländischer Qualifi-
kation, die im Besitz einer Aufenthalts- und Arbeitserlaub-
nis waren, bis 2012 die Erteilung einer „Berufserlaubnis“ 
als Alternative angeboten wurde (vgl. BAMF 2011: 26). 
Mediziner_innen aus Drittstaaten durften mit einer für ein 

bestimmtes Bundesland gültigen „Berufserlaubnis“ zeitlich 
befristet – in der Regel maximal zwei Jahre, aber verlän-
gerbar – als Angestellte in einem Krankenhaus des jeweili-
gen Bundeslands tätig werden. Dieser institutionelle Ras-
sismus führte dazu, dass Drittstaatsangehörige mit auslän-
discher Qualifikation auf Basis der immer wieder verlän-
gerten Berufserlaubnis jahrelang nur in Krankenhäusern 
ihren Beruf ausüben konnten (vgl. Sommer 2015: 166). 
Eine eigene Praxis konnten sie so nicht eröffnen und das 
jeweilige Bundesland auch nicht verlassen. Offensichtlich 
ging es bei der „Qualifikationsanerkennung“ in erster Linie 
nicht darum, ob Mediziner_innen aus Nicht-EU-Ländern 
mit ihrer im Ausland erworbenen Qualifikation in 
Deutschland tätig sein durften (vgl. Sommer 2015: 167). 
Ausgeschlossen werden sollte wohl, dass die zugewander-
ten Mediziner_innen in die „deutsche Ärzteschaft“ aufge-
nommen und deutschen Ärzt_innen gleichgestellt werden 
(vgl. Sommer 2015: 166).

Heute heißt es auf der Website des Deutschen Ärzte-
blatts der Bundesärztekammer: „Es zählt nur, in welchem 
Land man die berufliche Qualifikation erworben hat“ 
(Hanke 2021). Doch welche unsichtbaren Ausschlussme-
chanismen sind im Anerkennungsprozess weiterhin wirk-
sam?

Generell müssen Medizinabsolvent_innen, die aus Län-
dern außerhalb des EWR-Raums stammen, in den Appro-
bationsverfahren drei Prüfungen ablegen: den Fachsprach-
test auf dem C-Niveau, die Gleichwertigkeitsprüfung und 
die Kenntnisprüfung. Die Gleichwertigkeitsprüfung ist 
eine Prüfung von Zertifikaten nach Aktenlage. Eine Grafik 
der Bundesagentur für Arbeit gibt einen Überblick über 
das Verfahren (siehe Abbildung 1).

In der Gleichwertigkeitsprüfung wird das Curriculum 
der jeweiligen Universität mit den deutschen Vorgaben 
verglichen. Bei genauerer Betrachtung der Selektionen im 
Approbationsverfahren wird aber deutlich, dass es nicht 
zwingend an universitären Standards, sondern wie im Fall 

 Approbationsverfahren für Medizinabsolvent_innen aus 
Nicht-EU-Ländern

Abb. 1

QUELLE: Abbildung 1, Informationen für ausländische Ärztinnen und Ärzte aus Drittstaaten: Zentrale Auslands- und Fachvermittlung, Bundesagentur 
für Arbeit: 4. 
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der iranischen Zahnärztin eher im Vorfeld der Gleichwer-
tigkeitsprüfung und an exkludierender Verwaltungspraxis 
scheitern kann. Bis zum Jahr 2017 hat das Berliner LAGe-
So bei der Antragstellung auf Approbation die Vorlage von 
ausländischen Abschlüssen aus Nicht-EU-Ländern in be-
glaubigter Übersetzung weitgehend akzeptiert. In einigen 
Bundesländern wie z. B. Bayern oder Nordrhein-Westfalen 
gilt diese Voraussetzung auch heute noch, zumindest laut 
den zugänglichen Checklisten. Das LAGeSo hat jedoch im 
Januar 2017 seine Verwaltungspraxis für Mediziner_innen 
aus Nicht-EU-Staaten geändert und verweist auf ein Infor-
mationsblatt des Auswärtige Amts (Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales Referat IV A 2022). Danach ist es 
erforderlich, die Echtheit der Urkunde durch das Haager 
Apostilleverfahren4 oder durch eine Legalisation zu be-
glaubigen. Im ersten Verfahren muss eine Bestätigung des 
Zertifikats der Abschlussurkunde von einer dazu bestimm-
ten Behörde des Austellerstaats erteilt werden. Bei Län-
dern, die dem Haager-Abkommen nicht beigetreten sind 
bzw. deren Beitritt von deutscher Seite nicht akzeptiert 
wurde, bleibt allerdings nur der zweite Weg: die Legalisie-
rung. Hier muss die Echtheit durch den Konsularbeamten 
oder der Konsularbeamtin des Staats vorgenommen wer-
den, in dem die Urkunde verwendet werden soll. Im Fall 
von Frau M. hätte die deutsche Botschaft in Teheran die 
Echtheit der Zeugnisse bescheinigen müssen, was aber laut 
LAGeSo 2020 nicht möglich war und was analog auch für 
andere Länder der Region, wie Syrien und Afghanistan, gilt.

Dieser Weg stellt geflüchtete Personen wie Frau M. vor 
die Problematik, dass sie die Originale ihrer Zeugnisse in 
dem Land beurkunden lassen sollen, aus dem sie geflüchtet 
sind. Alternativ können sie einer Vertrauensperson im 
Herkunftsland eine Vollmacht erteilen. Für die Erteilung 
müssen sie jedoch in der Botschaft ihres Herkunftslands, 
aus dem sie geflüchtet sind, vorstellig werden, wovor die 
meisten – aus einleuchtenden Gründen – zurückschrecken. 
All diesen Menschen bleibt damit die Gleichwertigkeits-
prüfung verwehrt. 

Personen wie Frau M., die im Asylverfahren sind, kön-
nen auch nicht den Weg zur Kenntnisprüfung nehmen, da 
sie als Personen mit schlechter Bleibeperspektive keinen 
Anspruch auf Förderung nach SGB III für die Kosten des 
Vorbereitungskurses haben. Diesen benötigen sie jedoch, 
um die Kenntnisprüfung, die weitgehend dem dritten 
deutschen Staatsexamen entspricht, erfolgreich bewältigen 
zu können. Zusätzlich erschwerend kommt hinzu, dass es 
bis zu zwei Jahre dauern kann, bis eine Einladung zur 
Kenntnisprüfung tatsächlich auch erfolgt (Wannen-
wetsch 2021). 

Dabei erschienen Fälle wie der von Frau M. als Nicht-
anerkannte nicht einmal in der Statistik, da nur Anträge 
amtlich erfasst werden, die als vollständig gelten. Hier 
spiegelt die Anerkennungsstatistik also eine verzerrte 
Wirklichkeit wider. Für Fachmedizinier_innen wie Frau 
M. erweist sich das Anerkennungsgesetz damit in jeder 
Hinsicht als Verkennungsgesetz, das durch Prozesse, Hie-
rarchisierungen und normative Entscheidungen keine An-
erkennungspotenziale schafft, sondern Ausschlüsse pro-
duziert (vgl. Sommer 2015).

POLITISCHE VERBESSERUNGEN, 
ABER  WEITERHIN KLASSIFIZIERUNG 
VON  GEFLÜCHTETEN

Asylsuchende finden sich nach ihrer Ankunft in Deutsch-
land in einem hochkomplexen, selektiven und extrem 
 dynamischen Verwaltungsprozess wieder, der zwar gesetz-
lich im Asyl- und Aufenthaltsgesetz geregelt ist, jedoch 
auch vielfach Ermessensspielräume bietet. In den vergan-
genen Jahren sind politisch viele Änderungen vorgenom-
men worden, die eine verbesserte Arbeitsmarktintegration 
sicherstellen sollen. 

Auch die aktuelle Ampelkoalition hat einige Anpassun-
gen vorgenommen, unter anderem die Einführung des 
Chancen-Aufenthaltsrechts § 104c AufenthG.5 Zu den po-
sitiven Entwicklungen der letzten Jahre gehört auch, dass 
der Zugang zum Integrationskurs seit dem 31.12.2022 für 
alle Personen mit einer Aufenthaltsgestattung unabhängig 
vom Herkunftsland und der vermeintlichen „Bleibepers-
pektive“ und auch für Personen aus den sogenannten si-
cheren Herkunftsstaaten geschaffen wurde. Dennoch wer-
den Flüchtlinge weiterhin bei ihrer Ankunft aufgrund ihres 
Herkunftslandes in Flüchtlinge mit guter oder schlechter 
Bleibeperspektive6 kategorisiert. Ein weiteres Konzept, das 
die Ungleichbehandlung und Zwei-Klassen-Flüchtlings-
politik auf EU-Ebene verdeutlicht, ist die Massenzustrom-
Richtlinie, die die EU erstmals am 4.3.2022 im Zusammen-
hang mit dem Ukraine-Konflikt aktiviert hat. Eine neue 
Studie des IAB (2023) kommt zu dem Ergebnis, dass ukrai-
nische Geflüchtete, da sie im Gegensatz zu anderen Ge-
flüchteten kein Asylverfahren durchlaufen müssen und di-
rekt in die Förderstruktur der Jobcenter integriert werden, 
insgesamt günstigere institutionelle Bedingungen beim Zu-
gang zum Arbeitsmarkt vorfinden (vgl. Fendel et al. 2023). 
Aus Sicht rassismuskritischer und intersektionaler Theo-
rien, die ein Bewusstsein für die Mehrdimensionalität der 
Problemlagen schaffen und Ausgrenzungsprozesse erkenn-
bar machen, handelt es sich hierbei um eine „legitimierte“ 
institutionelle Diskriminierung wie Claus Melter (2021) 
ausführt: „Wenn Staaten oder Institutionen formal oder in 
sozialen und bürokratischen Interaktionen in verschiedene 
Gruppen einteilen und unterschiedliche Rechte und Mög-
lichkeiten herstellen, handelt es sich um institutionelle 
Diskriminierung. Bestimmte Diskriminierungspraxen wer-
den durch das allgemeine Gleichbehandlungsgesetz verbo-
ten, staatsbürgerliche, aufenthalts- und asylrechtliche Dis-
kriminierung jedoch nicht“ (Melter 2021: 10).

Der Fall von Frau H. zeigt exemplarisch, wie der Selek-
tionsmechanismus durch die Bleiberechtsregelung im 
Asylrecht funktioniert. Nahezu alle Personen mit schlech-
ter Bleibeperspektive müssen mit einer zweiten Ablehnung 
ihres Asylantrags und einer Duldung nach 60a AufenthG 
rechnen. Die Angst vor der existenziellen Frage, wie abge-
schoben werden oder bleiben zu können, ist so groß, dass 
die Betroffenen unabhängig von ihrer bisherigen Ausbil-
dung, ihrem Alter, ihrem Gesundheitszustand und ihren 
Interessen den vorgeschlagenen Weg von Rechtsanwält_in-
nen folgen und einer Ausbildung nachgehen. Dabei wird 
die Tatsache ausgeblendet, dass gut ausgebildete Personen 
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dadurch nach dem Deutschen Qualifikationsrahmen 
(DQR) von Stufe sechs als Hochschulabsolvent_in auf Stu-
fe vier als Qualifizierte_r mit Berufsabschluss herunterge-
stuft werden und sich schließlich mit einer nicht qualifika-
tionsadäquaten Beschäftigung zufriedengeben müssen. 

WAS IST ZU TUN? HANDLUNGS-
EMPFEHLUNGEN AN DIE POLITIK

Auch wenn die Reformen der vergangenen Jahre, Verbesse-
rungen für Fachkräfte aus dem nichteuropäischen Ausland 
gebracht haben, so wirken sie Rassismus und damit ver-
bundener sozialer Ungleichheit nicht ausreichend entge-
gen. Folgende Schritte sind in dieser Hinsicht notwendig:

1. Rassismus kann nur mit Unterstützung von Betroffenen 
erforscht werden, und daher muss es einen intensiveren Aus-
tausch zwischen der Politik und der Zivilgesellschaft bzw. Mi-
grantenselbstorganisationen geben. Dabei gibt es viele Bemü-
hungen seitens der Migrantenverbände und der „Bundeskon-
ferenz der Migrant*innenorganisationen“ (BKMO), das von 
der Bundesinnenministerin Nancy Faeser versprochene Bun-
despartizipationsgesetz mitzugestalten. Eines der zentralen 
Elemente des Gesetzesentwurfs ist: „Die Aufnahme der neuen 
Staatsziele gleichberechtigte Teilhabe, Förderung der Integra-
tion sowie den Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung 
ins Grundgesetz“ (Groß 2021: 2).

2. Staatliche Strukturen müssen etablierte Normvorstellun-
gen und Kategorisierungen stärker hinterfragen, die auch 
heute noch zur Konstruktion sozialer Kategorien dienen und 
Ausgrenzungsprozesse reproduzieren. Gleichzeitig muss sich 
die Verwaltung für von Rassismus betroffene Personen mehr 
öffnen, die in den Institutionen nach wie vor unterrepräsen-
tiert sind (vgl. Baumann et al. 2019 und Janda/Herbig 2022 ).

3. Die Unternehmen müssen viel stärker in die Verantwor-
tung genommen werden. Denn häufig werden die rassifizier-
ten Personen bereits im Bewerbungsprozess diskriminiert. 
Das führt dazu, dass die Betroffenen Jobs annehmen, für die 
sie überqualifiziert sind, nur damit sie ihren Lebensunterhalt 
selbstständig verdienen können. 

4. Rechtliche Hürden und arbeitsmarktpolitische Paradoxien 
in Gesetzen und Verordnungen, die die Teilhabe an Bildung 
und Erwerbsarbeit behindern, müssen weiter abgebaut wer-
den. Ein erleichterter Spurwechsel führt zur Erschließung des 
bereits zugewanderten Fachkräftepotenzials.

5. Die vielfältigen Strukturen, über die Anerkennung berufli-
cher Qualifikationen aus dem Ausland in Deutschland er-
möglicht werden sollen, müssen transparenter und effizienter 
aufgestellt und breit in die Zielgruppen hinein kommuniziert 
werden. Offensichtliche und implizite Hürden müssen suk-
zessiv abgebaut werden. So können die vielfach vorhandenen 
Qualifikationen in der eingewanderten Bevölkerung effektiv 
zur Deckung der Fachkräftebedarfe in Wirtschaft und Ar-
beitsmarkt beitragen. 

ENDNOTEN

1 Die Frage nach den beruflichen Perspektiven von geflüchteten Frau-
en in Deutschland steht im Mittelpunkt der täglichen Arbeit der Au-
torin, die seit August 2016 als Bildungsberaterin in der Beratungs-
einrichtung bei KOBRA Beruf I Bildung I Arbeit (Träger Berliner Frau-
enbund 1945 e.V.) in Berlin arbeitet. Die Beratung zu Bildung und 
Beruf für geflüchtete und zugewanderte Frauen wird von der Berli-
ner Senatsverwaltung für Arbeit, Soziales, Gleichstellung, Integra-
tion, Vielfalt und Antidiskriminierung, Abteilung Arbeit gefördert.

2 Die Kenntnisprüfung bezieht sich auf den gesamten Inhalt des deut-
schen Studiums. Die Ärzt_innen müssen nachweisen, dass sie über 
das gleiche Wissen verfügen, das von deutschen Absolvent_innen 
medizinischer Hochschulen verlangt wird.

3 Unter Punkt 2.2 Unsichtbare Hürden in der Anerkennungspraxis 
wird ausführlich auf das Thema Legalisierung eingegangen.

4 Dem „Haager Apostille“ liegt das Haager Übereinkommens vom 
5.10.1961 zugrunde. Bis heute sind mehr als 100 Länder dem Ab-
kommen beigetreten. Es sollte zur Vereinfachung der Echtheitsbe-
stätigung von öffentlichen Urkunden zwischen den Vertragsstaaten 
durch die zuständige Behörde des Ausstellungsstaats führen. Aber 
ein Beitritt in den Haager Übereinkommen wird nicht immer von 
allen Vertragsstaaten akzeptiert. Auf der offiziellen Website des Aus-
wärtigen Amts steht, dass zuletzt Länder wie Aserbaidschan, Burun-
di, Dominikanische Republik, Indien, Kirgisistan, Kosovo, Liberia, 
Marokko, Moldau, Mongolei, Pakistan, die Philippinen, Tadschikis-
tan, Tunesien und Usbekistan dem Apostille-Übereinkommen eben-
falls beigetreten sind. „Deutschland hat jedoch Einspruch gegen den 
Beitritt dieser Staaten eingelegt, so dass das Übereinkommen zwi-
schen Deutschland und ihnen keine Anwendung findet“ (vgl. Aus-
wärtiges Amt 2022).

5 Wobei die Reformen aus Sicht flüchtlingspolitischer Akteure wie Pro 
Asyl nicht weit genug gehen (vgl. PRO Asyl 2023).

6 Begründet wird diese Einstufung damit, dass die Schutzquote bei 
Menschen, die aktuell aus Herkunftsländern wie Eritrea, Syrien, So-
malia und Afghanistan kommen, über 50 Prozent liegt (Stand ab 
17.1.2022).
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